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Glück: Untersteller soll für Rechtsklarheit sorgen, nicht für neue Stellen

Zur gemeinsamen Stellungnahme von NABU Baden-Württemberg, BUND Baden-Württemberg und dem
Landesnaturschutzverband zur uneinheitlichen und unzureichenden Genehmigungspraxis für
Windenergievorhaben erklärte der naturschutzpolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Andreas
Glück:

„Was ich durchaus lobend anerkenne, ist, dass der NABU Baden-Württemberg unter dem neuen
Landesvorsitzenden Johannes Enssle endlich wieder den Naturschutz in den Fokus rückt, anstatt der
ideologischen Energiepolitik von Minister Untersteller das Wort zu reden. Die Analyse der drei Verbände
über die mangelnde Qualität und Aussagekraft der artenschutzfachlichen Gutachten teile ich ebenfalls in
weiten Teilen. Allerdings ist die Schlussfolgerung falsch. Die Genehmigungsbehörden brauchen
keineswegs zusätzliche Personalstellen, sondern mehr Rechtsklarheit bei der konkreten Anwendung der
Vorgaben aus dem Bundesgesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung. Das Umweltministerium
Baden-Württemberg hat hierzu im Februar 2017 lediglich eine schwammige und unverbindliche
Handreichung für die Behörden herausgegeben. Was es in diesem Zusammenhang endlich braucht, ist
ein rechtsverbindlicher Erlass des Ministeriums, der die im Gesetz selbst unterbestimmten Begriffe und
Regelungen präzisiert und den Behörden schnelle sowie sichere Entscheidungen ermöglicht. Es wäre
paradox, wenn sich das Ministerium als Belohnung für ungenaue Arbeit auch noch mehr Stellen
genehmigen dürfte.“


